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Ein spannender Herbst
für Arbeitgeber 
Auch in diesem Herbst werden im Rahmen der Herbstlohnrunden Lohn- und Gehalts-
steigerungen zwischen den Kollektivvertragsparteien ausgehandelt – diesmal allerdings 
unter geänderten Vorzeichen. Die Wirtschaft befindet sich in der längsten Rezessions-
phase der Zweiten Republik, und es ist keineswegs sicher, dass die Lage sich in absehbarer  
Zeit bessert. 

Zwischen den verschiedenen Branchen gibt es erhebliche Unterschiede. Teile des Einzel-
handels befinden sich in einer tiefen Strukturkrise, die Bauwirtschaft leidet unter einem 
Einbruch des Wohnbaus, die Industrie kämpft mit Auftragsrückgängen und explodierenden 
Kosten. Budgetmittel werden knapper, auch im öffentlichen Dienst sind größere Kostenstei-
gerungen kaum verkraftbar.

Nicht nur Unternehmer, sondern auch Arbeitnehmer werden sich darauf einstellen müssen, 
dass die oft angekündigten Wohlstandsverluste nun Realität werden. Es liegt nun in der 
Verantwortung der Sozialpartner, mit dieser Situation angemessen umzugehen.

Mehr Geld für weniger Arbeit ist kein zukunftsfähiges Konzept. Dies den Menschen auch zu 
vermitteln, wird eine ebenso schwierige wie notwendige Aufgabe sein.

aktuelles zum wirtschafts- und steuerrecht :

monat

Die Partner der ECA Beratergruppe



Eigenquote und spaltet den Übertragungsvorgang in Veräu-
ßerung und Entnahme auf. In jenem Ausmaß, in welchem das 
Wirtschaftsgut den anderen Gesellschaftern nach der Entnah-
me durch einen Gesellschafter nicht mehr zuzurechnen ist, 
liegt eine steuerpflichtige Veräußerung vor. Bei einer Substanz-
beteiligung von 100 Prozent liegt hingegen auch hier kein steu-
erpflichtiger Veräußerungsvorgang vor.

Überprüfung der Lohnverrechnung

Die Unterlassung von stichprobenartiger Überprüfung der Lohn-
verrechnung kann zur Haftung des Geschäftsführers für Lohnab-
gaben führen.

Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften haften – unter ge-
wissen Umständen – persönlich für Steuern und Abgaben, 
die nicht bezahlt wurden. Voraussetzung für die persönliche 
(Ausfalls)-Haftung des Geschäftsführers ist eine schuldhafte 
Pflichtverletzung durch den Geschäftsführer.

In einem kürzlich vom Verwaltungsgerichtshof (VwGH) ent-
schiedenen Fall bezog sich die Prüfung der Lohnverrechnung 
durch den Geschäftsführer nur auf die Summe der Beträge, 
jedoch nicht auch auf die Zusammensetzung der Abgabenbe-
träge. Entsprechend konnte von einer Prüfung der ordnungsge-
mäßen Wahrnehmung des delegierten Aufgabenbereichs nicht 
die Rede sein.

Auch leichte Fahrlässigkeit ist schuldhaft
Nach ständiger Rechtsprechung des VwGH gilt als schuldhaft 
jede Form des Verschuldens, somit auch leichte Fahrlässigkeit. 
Wenn der verantwortliche Vertreter seine abgabenrechtlichen 
Pflichten auf eine andere Person überträgt, wird dieser da-
durch nicht von seiner Verantwortung befreit. Der Geschäfts-
führer einer GmbH hat durch geeignete Aufsichts-  und Über-
wachungsmaßnahmen, insbesondere durch Einrichtung von 
Kontrollmechanismen dafür Sorge zu tragen, dass die Erfüllung 
abgabenrechtlicher Pflichten tatsächlich erfolgt.

> Fazit:

Die Tätigkeit beauftragter Personen hat in solchen Abständen 
geprüft zu werden, dass die Verletzung abgabenrechtlicher 
Pflichten nicht verborgen bleiben kann. Eine Überwachungs-
pflicht besteht selbst dann, wenn es in der Vergangenheit zu 
keiner Fehlleistung gekommen ist.

Änderungen bei Rückforderungsan-
sprüchen von Corona-Förderungen

Das COFAG-Neuordnungs- und Abwicklungsgesetz ("COFAG-
NoAG") bringt verfahrensrechtliche Änderungen mit sich. 
Rückforderungsansprüche aufgrund von zu viel bezahlter Coro-
na-Förderungen werden zukünftig in Form von Bescheiden aus-
gesprochen.

Neben der Abwicklung und Liquidierung der COFAG zählen zu 
den vom Bund aufgrund des COFAG-NoAG übernommenen 
Aufgaben unter anderem auch die Rückforderung zu Unrecht 
gewährter finanzieller Leistungen.

Im Gegensatz zu bereits laufenden Rückforderungsprozes-
sen vor den Zivilgerichten (die weitergeführt werden), sind ab 
1.8.2024 Rückforderungen von den Finanzämtern nach den 
Regeln der BAO mit Bescheid festzusetzen. Das Bundesfinanz-
gericht (und sodann die Gerichtshöfe öffentlichen Rechts) sind 
im Instanzenzug für Beschwerden gegen solche Bescheide zu-
ständig.

Verbesserung des Rechtsschutzes
Diese verfahrensrechtlichen Änderungen können aus Sicht des 
Rechtsschutzes durchaus positiv gesehen werden: Die Coro-
na-Förderungen wurden ursprünglich im Rahmen der Privat-
wirtschaftsverwaltung gewährt, es ergingen somit keine ho-
heitlichen Akte (Bescheide, Verordnungen). Vielmehr kam ein 
privatrechtlicher Vertrag zwischen dem Rechtsunterworfenen 
(Unternehmer) und dem privatrechtlichen Verwaltungskörper 
(COFAG) zustande, was zwar verfassungsrechtlich zulässig 
war, aber zu materiell-rechtlich (inhaltlich) eingeschränkteren 
Rechtsmittelmöglichkeiten als im Falle von öffentlich-recht-
lichen Bescheiden führte. Somit können nun auch inhaltlich 
strittige Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Auslegung 
der Förderkriterien behandelt werden.

Nachweisführung:
Wenn der Grundanteil von den
pauschalen Werten abweicht

Wird ein Grundstück zum Zweck der Vermietung erworben, ist 
der Kaufpreis steuerrechtlich auf Grund und Boden sowie auf 
das Gebäude aufzuteilen, um die Abschreibung des Gebäudes 
korrekt berechnen zu können. Jüngst hat das Bundesfinanzge-
richt (BFG) entschieden, auf welche Art und Weise der Nachweis 
zu führen ist, wenn von den pauschalen Werten laut Verordnung 
abgewichen werden soll.

Beim Erwerb von bebauten Grundstücken, die der Erzielung 
von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung dienen, sind 
ohne Nachweis grundsätzlich zwischen 20 und 40 Prozent der 
Anschaffungskosten als nicht abschreibbarer Grundanteil an-
zusetzen. Der übrige Teil der Anschaffungskosten entfällt auf 
das Gebäude und ist laufend abschreibbar. Details über die 
Aufteilung der Anschaffungskosten bzw. welcher Prozentsatz 
als Grundanteil anzusetzen ist, sind in der Grundanteilverord-
nung geregelt. Eine Abweichung von diesen Regeln ist nur mit 
einem gültigen Nachweis zulässig. Darüber hatte kürzlich auch 
das BFG zu entscheiden.

Dabei ist aber jedenfalls auf die tatsächlichen Verhältnisse des 
betreffenden Grundstücks abzustellen. Der Nachweis muss bei-
spielsweise in Form eines Sachverständigengutachtens erbracht 
werden, wobei auch andere Arten von Gutachten – etwa durch 
eine Bank oder einen Immobilientreuhänder – zulässig sind.

> Fazit:

Soll im Zuge der Abschreibungsberechnung ein von Einkom-
mensteuergesetz und Grundanteilverordnung abweichender 
Anteil des Grund und Bodens angenommen werden, ist ein 
gültiger Nachweis durch ein entsprechendes Gutachten zu 
erbringen.

Betrugsbekämpfungsgesetz 2024

Jüngst wurde das Betrugsbekämpfungsgesetz 2024 verabschie-
det. Im Finanzstrafrecht wurden mehrere Änderungen vorge-
nommen, die darauf abzielen, die Bekämpfung von Betrug effi-
zienter zu gestalten.

Verkürzungszuschläge
Unter bestimmten Voraussetzungen kann die Abgabenbehörde 
bei Nachforderungen, die sich im Zuge von abgabenrechtlichen 
Überprüfungen ergeben, eine Abgabenerhöhung festsetzen. 
Der Verkürzungszuschlag beträgt 10 % der Nachforderungen. 
Werden die gegenständlichen Abgaben innerhalb eines Mo-
nats inklusive Verkürzungszuschlag beglichen, kann dadurch 
eine finanzstrafrechtliche Verfolgung abgewendet werden.

Bisher konnte vom Verkürzungszuschlag nur Gebrauch ge-
macht werden, wenn die Abgabennachforderung für ein Jahr 
maximal EUR 10.000,00 und in Summe maximal EUR 33.000,00 
betrug. Durch das Betrugsbekämpfungsgesetz wurde die erste 
Grenze aufgehoben. Künftig reicht es, wenn die Summe der Ab-
gabenforderungen maximal EUR 33.000,00 beträgt. Zu beach-
ten ist hierbei, dass die Regelung Fälle ausschließt, bei denen 
eine Mindestgeldstrafe vorgesehen ist. Zusätzlich besteht nun 
die Möglichkeit, eine Zahlungserleichterung von bis zu sechs 
Monaten zu beantragen.

Neue Finanzordnungswidrigkeiten
Durch eine neue Finanzordnungswidrigkeit soll effektiver gegen 
die immer größer werdende Anzahl von Scheinunternehmen 
vorgegangen werden. Nach dieser macht sich derjenige schul-
dig, der mit dem Vorsatz, einen Geschäftsvorgang vorzutäuschen 
oder dessen wahren Gehalt zu verschleiern, für abgaben- oder 
monopolrechtlich zu führende Bücher oder Aufzeichnungen 
Belege verfälscht, falsche oder unrichtige Belege herstellt oder 
verfälschte, falsche oder unrichtige Belege verwendet. Durch 
diese Regelung kann nun auch gegen bisher straflose Vorberei-
tungshandlungen vorgegangen werden. Die Finanzordnungs-
widrigkeit ist nur bei vorsätzlicher Begehung strafbar und wird 
mit einer Geldstrafe von bis zu EUR 100.000,00 geahndet. Die 
Verjährungsfrist beträgt grundsätzlich drei Jahre.

Vereinfachte Strafverfügung bei Zollvergehen
Bei geringfügigen Zollvergehen kann mittels vereinfachter Straf-
verfügung vorgegangen werden, was zu einer schnelleren Erle-
digung dieser zollrechtlichen Finanzvergehen führt. Vorausset-
zung für die Strafverfügung war bisher, dass der Beschuldigte 
auf Einspruch verzichtet und sich mit dieser Verfügung einver-
standen erklärt. Der Einspruchsverzicht konnte bisher binnen 
drei Tagen widerrufen werden, was in der Praxis zu Verfahrens-
verzögerungen führte. Daher wurde nun diese Widerrufsmög-
lichkeit beseitigt, um raschere Verfahren zu ermöglichen.

> Fazit:

Das Betrugsbekämpfungsgesetz erhöht die Effizienz und 
entlastet damit die zuständigen Behörden. Zudem können 
Betroffene nun häufiger eine finanzstrafrechtliche Verfol-
gung durch die Zahlung von Verkürzungszuschlägen abwen-
den. Sollten Sie noch Fragen zu den Änderungen haben, kön-
nen Sie uns gerne kontaktieren.

Einlagen und Entnahmen bei
Personengesellschaften

Durch das Abgabenänderungsgesetz 2024 wurde eine Rege-
lung für Entnahmen aus dem Gesellschaftsvermögen in das 
Privat- oder Sonderbetriebsvermögen eines Gesellschafters für 
Übertragungsvorgänge nach dem 30.6.2024 beschlossen. Über-
tragungsvorgänge aus bzw. in das Vermögen von Personenge-
sellschaften wurden einer einheitlichen Regelung unterzogen.

Überträgt ein Gesellschafter Wirtschaftsgüter aus seinem 
Privat- oder Sonderbetriebsvermögen in das Vermögen einer 
Personengesellschaft, ist zunächst fraglich, ob dieser Vorgang 
als Einlage oder als entgeltliche Veräußerung zu betrachten 
ist. Nach der bisherigen Rechtslage lag eine Veräußerung nur 
insoweit vor, als das Wirtschaftsgut dem übertragenden Ge-
sellschafter nachfolgend anteilig nicht mehr zuzurechnen war, 
also im Ausmaß der sogenannten Fremdquote (Zurechnung an 
die anderen Gesellschafter der Personengesellschaft).

In dem Ausmaß, in dem die Zurechnung an den übertragenden 
Gesellschafter aufrecht blieb – also im Ausmaß der sogenann-
ten Eigenquote –, lag hingegen eine steuerliche Einlage vor.  
Es erfolgte somit eine ertragsteuerlich getrennte Beurteilung 
des Einlagenvorgangs.

Steuerpflichtige Einkünfte aus
privaten Grundstücksveräußerungen
Eine Veräußerung an die anderen Gesellschafter lag nicht nur 
dann vor, wenn die Übertragung unmittelbar gegen Entgelt 
erfolgte, sondern auch in Fällen, in denen die Übertragung im 
Zuge einer Einlage lediglich das variable Kapitalkonto des an-
deren Gesellschafters berührte und somit weder ein unmittel-
bares Entgelt noch eine Gewährung von Gesellschaftsrechten 
erfolgte. Wurde daher von einem Gesellschafter z. B. ein Gebäu-
de aus dem Privatvermögen in eine Personengesellschaft einge-
legt, an welcher mehrere Personen substanzbeteiligt waren, lag 
in prozentueller Höhe der Eigenquote eine Einlage (zu bewer-
ten mit den anteiligen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten)  
und in prozentueller Höhe der Fremdquote eine Veräußerung 
(zu bewerten mit dem anteiligen Teilwert) vor. Dies führte beim 
übertragenden Gesellschafter (anteilig) zu steuerpflichtigen 
Einkünften aus privaten Grundstücksveräußerungen.

War der übertragende Gesellschafter hingegen zu 100 Prozent 
an der betroffenen Personengesellschaft beteiligt, war keine 
Aufteilung in eine Eigen- und Fremdquote notwendig. Es lag 
zur Gänze eine steuerliche Einlage vor, sodass die Aufdeckung 
stiller Reserven unterblieb. Die an der Übertragung beteiligten 
Steuerpflichtigen hatten jedoch Vorsorge zu treffen, dass es zu 
keiner endgültigen Verschiebung der Steuerbelastung kam.

Neuerungen
Durch das Abgabenänderungsgesetz 2024 wollte der Gesetz-
geber aus Rechtsicherheitsgründen den spiegelbildlichen Vor-
gang der Entnahme von Wirtschaftsgütern aus dem Vermögen 
von Personengesellschaften in das Vermögen eines Gesell-
schafters an die Regelungen zur Einlage anpassen. Folglich 
differenziert auch der Entnahmevorgang zwischen Fremd- und 
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steuerliche unterstützungsmaSSnahmen bei Hochwasser

Im September führten Hochwasser und Überschwemmungen zu 
massiven Problemen für Unternehmen. Dabei können aus steu-
erlicher Sicht bestimmte Maßnahmen beansprucht werden.

Verlängerung von Fristen
Abgabepflichtige, die von einer Naturkatastrophe unmittel-
bar betroffen sind, können die Verlängerung der Frist zur Ein-
reichung einer Abgabenerklärung und/oder die Verlängerung 
einer Beschwerdefrist beantragen. Abgabepflichtige, die eine 
Frist oder eine mündliche Verhandlung bereits versäumt ha-
ben, können einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand stellen, wenn die Naturkatastrophe ursächlich für die 
Versäumung war.

Zahlungserleichterungen
Soweit es zu Liquiditätsengpässen oder Schwierigkeiten mit 
der Einhaltung von Zahlungszielen kommt, können unmittel-
bar Betroffene Anträge auf

• Stundung oder Ratenzahlung, 

• Herabsetzung bzw. Nicht-Festsetzung von Säumniszuschlägen, 

• sowie Nicht-Festsetzung von Verspätungszuschlägen stel-
len.

Zahlungen aus dem Katastrophenfonds

Bei Opfern von Naturkatastrophen ist Hilfsbedürftigkeit un-
abhängig von der Einkommens- und Vermögenssituation der 
Betroffenen anzunehmen. Leistungen aus dem Katastrophen-
fonds sind daher regelmäßig steuerfrei. Dies gilt auch für ent-
sprechende Leistungen von gemeinnützigen oder mildtätigen 
Privatstiftungen.

Freiwillige Zuwendungen Dritter
Freiwillige Zuwendungen zur Beseitigung von Katastrophen-
schäden sind auf der Empfängerseite (Privatperson oder Un-
ternehmer) von der Einkommen- bzw. Lohnsteuer befreit. 
Beispiele für derartige freiwillige Zuwendungen sind Geld, 
geldwerte Vorteile, wie z. B. ein zinsenloses Darlehen des Ar-
beitgebers an den Arbeitnehmer, oder eine Spende an einen 
betroffenen Haushalt.

Subventionen
Soweit für Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuer-
freie Subventionen der öffentlichen Hand geleistet werden 
(z. B. aus dem Katastrophenfonds), sind diese von den steu-
erlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzuziehen. 
Die Absetzung für Abnutzung kann dann nur von den redu-
zierten Anschaffungs- oder Herstellungskosten geltend ge-
macht werden.

Keine Nachversteuerung eines Investitionsbetrages/
investitionsbedingten Gewinnfreibetrags
Wurde für ein hochwasserbedingt aus dem Betriebsvermögen 
ausgeschiedenes Wirtschaftsgut ein Investitionsfreibetrag 
oder ein investitionsbedingter Gewinnfreibetrag geltend ge-
macht, für das im Zeitpunkt des hochwasserbedingten Aus-
scheidens die Mindestbehaltedauer von vier Jahren noch nicht 
erfüllt war, unterbleibt eine Nachversteuerung.

> Hinweis:

Für weitere Fragen zu diesen steuerlichen Unterstützungs-
maßnahmen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

> www.eca.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe

s t e u e r b e r a t u n g
wi rtsc haftsPrü fu ng
untern ehmensberatung

www.eca.at  –  Über 20 Standorte vom Bodensee bis zum Neusiedlersee.
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